Emmerich Tálos
Sozialstaat Österreich

1. Zur Entwicklung

- Konstituierung: ausgehendes 19.Jhdt

- Expansion/"Siegeszug" : 1950er bis Beginn der 1980er Jahre             - Wandel: ab Mitte der 1980er Jahre

2.  Inhalt – Dimensionen:
-     die soziale Sicherung mit den beiden "Netzen":    Sozialversicherung und Sozialhilfe

- 
die Regelungen der Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen

- 
die aktive Arbeitsmarktpolitik

- 
der Komplex familienrelevanter Leistungen

- 
Versorgungssysteme

3. Charakteristika

3.1. Organisation

- Kompetenzteilung Bund - Länder

- Sozialversicherung: territoriale und berufsgruppenspezifische Organisierung, Selbstverwaltung

3.2. Zentrale Gestaltungsprinzipien

-  Versicherungsprinzip (betreffend soziale und wirtschaftliche Risiken; Anbindung an Erwerbsarbeit), modifiziert durch Einbeziehung von "Mitversicherten" und "Hinterbliebenen", freiwillig Versicherten)

- Äquivalenzprinzip (Relation Beitrag und Leistung bei Geldleistungen; Lebensstandardsicherung; Äquivalenz nicht bei Sachleistungen; modifiziert durch Mindeststandards)

-  Versorgungsprinzip (unabhängig von Beitragsleistung und Erwerbsarbeitszeiten bei spezifischen Problemlagen z.B. Kriegsopfern)

-      Subsidiarität bzw. Fürsorgeprinzip (Nachrangigkeit staatlicher Hilfe im Fall der Notlage)

-     Schutz der (ökonomisch schwächeren) Lohnabhängigen im Arbeits- und Produktionsprozess

-     Universalität – Selektivität der Leistungen (differente Adressatenkreise)

-     Kausalprinzip – Finalprinzip

-     Prävention – Kompensation

3.3.  Versichertenkreis: hoher Deckungsgrad der Sozialversicherung  
- Pflichtversicherung für annähernd alle Gruppen der Unselbständig Erwerbstätigen,
- Pflichtversicherung der in der gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen, der Bauern und freiberuflich Selbständigen (Arzte, Apotheker, Notare..)
- Mitversicherung/Hinterbliebenenversicherung für Familienangehörige

3.4. Leistungssysteme

- Geldleistungen: Dominant, Ziel: Kompensation des Einkommensentfalles, materieller Statuserhalt, Äquivalenzprinzip: Reproduktion der Einkommensunterschiede in den Transferleistungen

- Sachleistungen: geringere Rolle, dominant im Gesundheitssystem

- Ausweitung: Umfang und Niveau der Leistungen

- Bedarfsabhängige Mindestleistungen: Pensionsversicherung/Sozialhilfe/bo.Mindestsicherung
3.5. Finanzierung

- Beitrage der Versicherten (Cohn- und Gehaltseinkommen, Mindest- und Höchstgrenze) und Ihrer Arbeitgeber (Basis: Lohnquote)

- Beiträge des Bundes

- Umlageverfahren

4.  Wandel 

4.1. Problemwahrnehmungen und Veränderungsintentionen: 
dieser Aspekt ist wichtig: Wandel der Institutionen passiert nicht selbstläufig, sondern ist Ergebnis des Zusammenwirkens von Herausforderungen, Problemwahrnehmungen und Intentionen/gesellschaftspolitischen Leitbildern/Prioritäten

- Wandel des politischen Klimas (zunehmende Kritik)

- Umgewichtung der politischen Prioritäten: Budgetkonsolidierung, Standortsicherung, Krisenlösungsstrategien

- Umgewichtung der Zielsetzung des Sozialstaates - Leitbild: ,schlanker Staat, individuelle Vorsorge

- Intention: Verstärkung des Versicherungs- und Äquivalenzprinzips, Abgang von der Lebensstandardsicherung

4.2. Prozess: seit Mite der 1980er Jahre:
 mehrere Phasen: graduelle und substantielle Veränderungen

4.3. Wandel konkret: am Beispiel der Sozialversicherung
4.3.1.Pensionsversicherung: gradueller und substantieller Wandel
- vorerst ambivalente Trends: restriktive Ausrichtung (z.B. Aufwertungsfaktor, Anhebung der Beiträge) bei gleichzeitiger Erweiterung (Anrechnung der Kindererziehungszeiten)

- strukturelle Veränderungen durch rechtskonservative Regierung : Abgang vom Ziel der Lebensstandardsicherung, Leistungsreduktion, Ausweitung der Bemessungszeiten, Harmonisierung

4.3.2. Arbeitslosenversicherung: gradueller Wandel

vorerst ambivalenter Trend: Erweiterungen und Einschränkungen

seit Mitte der 1990er Jahre: dominant restriktiv: Leistungsvoraussetzungen

(Zumutung), Niveau (Reduktion auf 55% Nettoersatzrate)

- aktuell: wieder ambivalent: Verschärfung der Zumutbarkeit, Erweiterung des Pflichtversichertenkreises

4.3.3. Krankenversicherung: gradueller Wandel

- Ausbau des Selbstbehaltes, Anhebung der Beitragssätze, Einschränkungen der

Leistungen (z.B.Sehbehelfe)

4.3.4. Pflegesicherung: Innovation im Bereich sozialer Sicherung  
5. Österreich im internationalen Vergleich: Sozialstaatsmodelle – Wohlfahrtsstaatsregime:

5.1. Modelle:

     a) liberal

     b) konservativ

     c) sozialdemokratisch

     d) residual

     e) garantistisch

5.2. Differenzierung:

 a) 
nach den Zielsetzungen (universelle Absicherung, Statuserhalt, Schutz vor Not)

b) 
nach dem Gewicht der zentralen Faktoren sozialer Reproduktion (Staat, Markt, Familie,



Ehe)

c) 
nach den Wirkungen (Ausmaß der Dekommodifizierung, Ausmaß an Stratifizierung)

6.3. Unterschiede:

 a)
in den Zugangsbedingungen (Erwerbstätigkeit, Bedürftigkeit, Wohnsitz /        Staatsbürgerschaft)

b)
im Inklusionsgrad
c)
in den Leistungsstrukturen

d)
in der Finanzierung

5.3. Wohlfahrtstaatsregime

Übersicht: Wohlfahrtsstaatstypologie nach Esping Andersen
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• Wichtig ist, dass es sich hier tatsächlich um Idealtypen handelt.

• Die meisten Länder zeigen im Querschnitt der Systeme Kennzeichen, die eigentlich

einem anderen Typus zuzuordnen sind.

• Dennoch überwiegen die Merkmale der jeweiligen Zuordnung. Beispiel: in Österreich

sind Leistungen wie das Pflegegeld, die Familienbeihilfen oder das Kinderbetreuungsgeld nicht nach den typischen Kennzeichen des ‚konservativen Wohlfahrtsstaates‘ strukturiert,

sondern eher nach jenen des ‚sozialdemokratischen‘.

• Leibfried hat Esping-Andersens Typologie um jene eines ‚rudimentären‘

Wohlfahrtsstaates ergänzt. Er zählt dazu insbesondere die südeuropäischen Länder.

Dieser Typus zeigt wesentliche Kennzeichen des konservativen Typs. Allerdings sind die

Sozialleistungen wesentlich niedriger Bemessen und die Systeme, was die Absicherung

unterschiedlicher Risiken betrifft, teilweise lückenhaft.
6. Probleme und V eränderungsansätze
6.1. Probleme

- Erwerbsarbeitszentrierung: bedingt Sicherungslücken

- Ausgrenzungsrisiko: aufgrund der festgelegten Zugangsvoraussetzungen (bestimmte Dauer der Erwerbstätigkeit und des Äquivalenzprinzips)

- Armutsrisiko: aufgrund des Äquivalenzprinzips (vorallem bei atypisch Beschäftigten), fehlende Mindestsicherung, viele Leistungen unter der EU-Armutsschwelle

- FinanzierungsIücke: Folge der institutionellen Struktur, von Rationalisierungen und "neue Beschäftigungsformen, unterschiedliche Gründe für Finanzierungsprobleme in den einzelnen Institutionen

6.2. Veränderungsansätze:
aufgezeigt an Vorstellungen über einen Umbau des Sozialstaates 

	
	Diagnose:

Begründung für Handlungsbedarf
	Umbauoptionen

	Neoliberale

Position
	Wohlfahrtsstaat als Problem-verursacher:

- Behinderung der Wirtschaftsdynamik

- Blockade für Wirken der Marktkräfte

- Störung der Anreizmechanismen

- Behinderung der Freiheit
	Veränderung der Lohnpolitik:

Veränderung des Tarifrechtes (Dezentralisierung)

· Modifikation des Arbeitsschutzes (z.B. Kündigungsschutz-bestimmungen)

·  Flexibilisierung der Arbeitszeit, des Arbeitsvertrages

· Sozialversicherung: Entlastung der Unternehmen;

· Beschränkung staatlicher geregelter sozialer Sicherung auf Grund- oder Mindestsicherung

· Übergang von Pflichtversicherung zur Versicherungspflicht

Insgesamt: Option „Minimum-Staat“, beträchtliche Ausweitung, markt-förmiger Steuerung; Verstärkung der strukturellen Asymmetrie der Arbeitsmarktparteien

	Sozialrefor-merische Position
	Veränderungen des Arbeitsmarktes: „Krise des Normalarbeitsver-hältnisses“: 

· Steigende Arbeitslosigkeit

· Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse

· Diskontinuität in Beschäftigungen

Daraus: Sicherungslücke, steigende Sicherungsbedürfnisse
	Soziale Gestaltung atypischer Beschäftigungsverhältnisse:

· Einbindung in Schutzzone der Standardisierung (z.B. bei Teilzeitarbeit)

· Rahmenregelung: Gleichstellung mit Vollzeitarbeit

Gewährleistung sozialer Sicherung unter veränderten ökonomischen und sozialen Bedingungen:

· Einbeziehung z.B. von geringfügig Beschäftigten

· Ausbau der Grundsicherung (Grundeinkommen oder bedarfsorientierte Grundsicherung)
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